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Clerical Medical:
Noch keine Einigung
Die Verhandlungen über einen
Sozialplan bei Clerical Medical,
die am Donnerstag in ihre letzte
Runde gehen, könnten nach Ge-
werkschaftsangaben scheitern.
Da es sich um keinen „krisenbe-
dingten Stellenabbau“ handelt,
erwarten sich Aleba, LCGB und
OGBL vom Patronat mehr als die
gesetzlich vorgesehenen Zusagen.
Der Sozialplan müsse anders aus-
fallen, hieß es gestern. Im Zuge
einer Restrukturierung baut Cle-
rical Medical 49 Stellen in Lu-
xemburg ab; 2008 hat der briti-
sche Versicherungsanbieter 181
Millionen Euro an Gewinn er-
wirtschaftet. (mas)

Kein Emissionshandel
mit Entwicklungsländern
Die Klimakonferenz von Kopen-
hagen rückt näher und die Chan-
cen auf ein verbindliches Ab-
kommen schmelzen dahin – trotz
zahlloser Vorbereitungskonferen-
zen. In New Delhi haben sich
Menschenrechts- und Umweltor-
ganisationen nun gegen die An-
wendung der Clean Development
Mechanism ausgesprochen. Auch
Luxemburg hat von diesem Kio-
to-Instrument Gebrauch gemacht,
um sich durch die Beteiligung an
Projekten in der Dritten Welt
Emissionsrechte zu sichern. In
einer Stellungnahme resümiert
die Action Solidarité Tiers
Monde ihre Argumente: Dazu ge-
hören eine mangelnde Transpa-
renz sowie eine ungenügende
Qualität der Zertifizierungsarbeit.
Bei der Drittweltvereinigung geht
man davon aus, dass viele CDM-
Projekte auch ohne Unterstüt-
zung aus den Industriestaaten
realisiert worden seien und dass
die Mehrzahl der CDM-Vorhaben
keinen Beitrag zur Nachhaltigkeit
im Gastland leistete. (mas)

CDU/CSU-Freundeskreis:
20 Jahre Mauerfall
Der CDU/CSU-Freundeskreis
lädt ein zu einer Konferenz mit
dem Bundestagsabgeordneten
Arnold Vaatz. Vaatz, Vize-Vorsit-
zender der Unionsfraktion im
Bundestag, wird über den Mauer-
fall vor 20 Jahren referieren. Die
Konferenz findet statt am Don-
nerstag, dem 19. November ab 20
Uhr im Hotel Novotel in Luxem-
burg-Kirchberg. (C.)

Der Nationalvorstand des OGBL tagte

Auf Konfrontationskurs
Die Ideen des Patronats sind fantasielos, sagt Gewerkschaftspräsident Reding

„Dann ist die Tripartite gestorben“: An einer Dreierrunde, auf der lediglich Sozialabbau beschlossen wird, ist
OGBL-Präsident Reding nicht interessiert. (ARCHIVFOTO: GUY JALLAY)
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Der Nationalvorstand des OGBL be-
fasste sich gestern mit den öffent-
lichen Finanzen, der Lage am Ar-
beitsmarkt sowie der Stimmung in
den Unternehmen. Dabei zeichne-
ten die Gewerkschaftsverantwortli-
chen kein besonders optimistisches
Bild.

Sei es das Budget der Krankenver-
sicherung, seien es die Ansichten
über den Etatentwurf 2010 oder
die Tarifverhandlungen in den
einzelnen Betrieben: Die Fronten
zwischen den Sozialpartnern ver-
härten sich zusehends – so sehr,
dass OGBL-Präsident Jean-Claude
Reding gestern das Luxemburger
Modell zur Disposition stellte. Die
Dreierrunde werde vom Patronat
ohnehin nicht geliebt. Sollte die
für Januar geplante Tripartite als
„Alibi-Veranstaltung“ herhalten,
um Sozialabbau zu beschließen,
dann „ist das Luxemburger Modell
gestorben“, so der Gewerkschafts-
vorsitzende.

An den sozialen Errungenschaf-
ten will der OGBL festhalten,
koste es, was es wolle. Den Staats-
haushalt über Sozialabbau zu sa-
nieren, komme überhaupt nicht in
Frage. Sollten sich die öffentlichen
Finanzen in der nahen Zukunft
tatsächlich nicht zum Besseren
wenden, müssten die Steuern er-
höht werden. In diesem Punkt
stimmt OGBL-Präsident Reding
überein mit Arbeitnehmerpräsi-
dent Reding: Die Anpassung der
Steuerlandschaft, die ohnehin frü-
hestens ab 2012 zur Debatte stehe,
müsse sozial gerecht abgewickelt
werden. Ein weiteres Absenken
der Betriebssteuer stehe außer
Frage, eine Erhöhung des Spitzen-
steuersatzes sei nicht auszuschlie-
ßen, ebenso wie die Vermögens-
steuer wiederbelebt werden sollte.

Kein Verständnis hat der Ge-
werkschaftsvorsitzende für die
Vorschläge der Handelskammer
zur Sanierung der Staatsfinanzen,
die er als „fantasielos“ abkanzelte.
Indem das Patronat etwa Lohnkür-
zungen im öffentlichen Dienst zur
Sprache bringe, versuche es, einen
Teil der Arbeitnehmerschaft ge-
gen den anderen auszuspielen. Bei
all den Debatten über Lohnkür-
zungen und Index-Manipulatio-
nen bleibe eine ernsthafte Aus-
sprache über die Zukunft des
Wirtschaftsstandorts leider auf
der Strecke, bedauerte Reding.

Konjunkturprogramm
bis 2012 verlängern

In die Zukunft verlängert sehen
möchte der Gewerkschaftsvorsit-
zende das staatliche Konjunktur-
paket. Bis 2012 mindestens sollen
die öffentlichen Programme wei-
terlaufen, denn ohne die darin ent-
haltenen Maßnahmen würde die

Kaufkraft der Bürger vollends zu-
sammenbrechen. „Es wäre falsch,
frühzeitig aus den Konjunkturpro-
grammen auszusteigen und in
einen Sparkurs zu verfallen, unter
dem zuerst die Sozialtransfers lei-
den würden. Die öffentlichen Fi-
nanzen sind gut bestückt, sodass
wir eine längere Durststrecke
überbrücken können“, sagte Re-
ding.

Nicht ganz so gut geht es aller-
dings einer Reihe von Unterneh-
men, die ihre wirtschaftlichen Eng-
pässe dadurch auszugleichen ver-
suchen, dass sie bei den Löhnen
sparen. Dass in vielen Betrieben
die Krise als Vorwand herhalte, um
Nullrunden oder Lohnkürzungen
durchzusetzen, wollen die Ge-
werkschafter nicht hinnehmen.

Beim OGBL weiß man indes,
dass die Löhne nicht das einzige
Druckmittel der Chefetagen sind.
Zu bedenken gibt den Gewerk-
schaftern etwa der Beschluss der

Cactus-Gruppe, gegen den Vorsit-
zenden der Personaldelegation
eine Suspendierung des Arbeits-
vertrages („mise à pied“) in die
Wege zu leiten. Die Gründe für
diesen Schritt, den OGBL-General-
sekretär André Roeltgen als inak-
zeptabel bezeichnete, sind der Ge-
werkschaft nicht bekannt. Man
habe alle juristischen Hebel in Be-
wegung gesetzt, damit die Ge-
schäftsführung der Supermarkt-
kette ihren Beschluss rückgängig
macht.

Am 4. und 5. Dezember findet
übrigens der ordentliche Kongress
des OGBL auf Kirchberg statt, auf
dem unter anderem die 32 haupt-
beruflichen Gewerkschaftssekre-
täre gewählt werden. Der Natio-
nalvorstand der Gewerkschaft ent-
scheidet über die Besetzung des
Präsidenten- und des Generalse-
kretärspostens. Einzige Kandida-
ten sind Jean-Claude Reding und
André Roeltgen.

Nicht jeder Arbeitslose zählt
Arbeitsminister Schmit informiert über die Prozedur bei der Erwerbslosenstatistik

Im September wurden 5 359 Erwerbslose nicht in der offiziellen Arbeitslosen-
statistik berücksichtigt. (FOTO: GUY JALLAY)

Wenn das Arbeitsamt die monatli-
che Arbeitslosenstatistik zusam-
menstellt, werden nicht alle Perso-
nen berücksichtigt, die keinen Job
haben. Dies teilt Arbeitsminister
Nicolas Schmit in seiner Antwort
auf eine parlamentarische Frage
von Gast Gibéryen mit. 

So werden Arbeitnehmer, die
von einer Beschäftigungsmaß-
nahme profitieren, nicht bei der
Erstellung des Zahlenmaterials be-
rücksichtigt, und dies unabhängig
davon, ob sie im Großherzogtum
leben oder ob es sich um Grenz-
gänger handelt. Im September be-
lief sich ihre Zahl laut Arbeitsmi-
nister auf 3 273. Ausgeklammert
werden auch alle Erwerbstätigen
mit eingeschränkter Arbeitsfähig-
keit, die ihren Wohnsitz nicht in
Luxemburg haben (1 336). Keinen
Einfluss auf die offiziellen Arbeits-
losenzahlen haben ferner all jene
Personen, die ein festes Arbeits-
verhältnis haben, gleichzeitig aber
bei der Adem eingeschrieben sind,
weil sie einen neuen Job suchen
(189). Behinderte, die auf eine An-

stellung in einem „atelier protégé“
warten, werden ebenfalls nicht in
berücksichtigt (260). Personen,
die zwar beim Arbeitsamt vorstel-
lig wurden, ihr vollständiges Dos-
sier aber noch nicht wieder an die
zuständige Dienststelle einge-
reicht haben, finden ebenfalls
keine Berücksichtigung (155). Aus
der Statistik ausgeklammert wer-

den schließlich jene Personen, die
zwar bei der Adem registriert
sind, aber nicht für den Arbeits-
markt zur Verfügung stehen, oder
die nicht zu den vorgeschrieben
Terminen beim Arbeitsamt vor-
stellig wurden (146). Nach den
Berechnungen des Arbeitsminis-
teriums bezifferte sich die Zahl
der Arbeitslosen, die keinen Ein-

gang in das offizielle Zahlenmate-
rial gefunden haben, im Septem-
ber auf 5 359. Die offizielle Statis-
tik zählte 13 384 Erwerblose. 

Schmit warnt aber davor, auch
die inoffiziellen Zahlen für die Be-
rechnung des Arbeitsaufwands
der Stellenvermittler heranzuzie-
hen. Wenn man ermitteln will, wie
viele Erwerbslose ein Vermittler
betreuen muss, müsse man auch
Einrichtungen wie das „guichet
unique“ berücksichtigen. Zudem
müsse man in Betracht ziehen,
dass ein Großteil der Arbeitslosen,
die nicht für die Statistik berück-
sichtigt werden, von der Pflicht
entbunden sind, sich regelmäßig
bei der Adem zu präsentieren. 

Gleichzeitig weist Schmit da-
rauf hin, dass Arbeitnehmer, die
eine externe Reklassierungsproze-
dur durchlaufen, sehr wohl von
der Statistik erfasst werden. Das
Gleiche gilt für Erwerbstätige, die
ihren Arbeitsplatz in Folge einer
längeren Krankheit verloren ha-
ben und auf dem Gebiet des Groß-
herzogtums leben. (DS)

Zum Nachdenken

Ostalgische Schönfärberei

Gibt es etwas worauf du stolz bist?
Natürlich. In der DDR hatten

die sozialen und wirtschaftlichen
Menschenrechte einen wesentlich
höheren Stellenwert als noch
heute in der Bundesrepublik. Es
gab gleichen Lohn für gleiche Ar-
beit. Männer, Frauen und Jugend-
liche waren gleichberechtigt. 

Die DDR hatte eine Kinder-
betreuung, die den Eltern volle
Berufstätigkeit ermöglichte, ein
modernes Bildungssystem, das
gleiche Chancen für alle Kinder
des Volkes garantierte, kosten-
losen bzw. kostengünstigen Zu-
gang zu den Schätzen von Kultur
und Kunst, ein effektives Gesund-
heitssystem ...

Egon Krenz im Interview
mit der KPL-Zeitung


